
 
D e r  B ü r g e r m e i s t e r  
Fachbereich 2 - Bildung, Jugend, Familie und Soziales 
 

Vorlage Nr. 269/16 

 

 

Betreff: 
 

Vereinbarung zur Aufhebung der öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung zur Übertragung der Aufgaben in der 
Kriegsopferfürsorge und in der Unterhaltssicherung 

  
Status: öffentlich 

 

Beratungsfolge 

Sozialausschuss 13.09.2016 Berichterstattung 

durch: 

Herr Mersch 

Herr Gausmann 

 Abstimmungsergebnis    

TOP einst. mehrh. ja nein Enth. z. K. vertagt verwiesen an: 

         

Rat der Stadt Rheine 27.09.2016 Berichterstattung 

durch: 

Herr Berardis 

Herr Gausmann 

 Abstimmungsergebnis    

TOP einst. mehrh. ja nein Enth. z. K. vertagt verwiesen an: 

         

Betroffenes Leitprojekt/Betroffenes Produkt 

Produktgruppe 220 Leistungen zur Grundversorgung 

 
Finanzielle Auswirkungen 
 

 Ja  Nein 

 einmalig  jährlich  einmalig + jährlich 
 
 

Ergebnisplan   Investitionsplan 
 

Erträge        € Einzahlungen       € 

Minderaufwendungen 3.946,80 € Auszahlungen       € 

Erhöhung Eigenkapital 3.946,80 € Eigenanteil       € 
 

 

Finanzierung gesichert 
 

 Ja  Nein 

durch 

 Haushaltsmittel bei Produktgruppe 220 - Leistungen zur Grundversorgung 

 sonstiges (siehe Begründung) 
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Vorlage Nr. 269/16 
 

Beschlussvorschlag/Empfehlung: 
 
Der Sozialausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Rheine folgenden Beschluss zu 

fassen: 
 

Der Rat der Stadt Rheine stimmt der Aufhebung der öffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung zur Übertragung der Aufgaben in der Kriegsopferfürsorge und in der 
Unterhaltssicherung zwischen dem Kreis Steinfurt und der Stadt Rheine vom 

15.04.2005 in der als Anlage 1 beigefügten Fassung zu. 
 

 
Begründung: 

 
Aufgrund stetig rückläufiger Fallzahlen wurde im Jahr 2005 die als Anlage 2 bei-
gefügte öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur Übertragung der Aufgaben in der 

Kriegsopferfürsorge und in der Unterhaltssicherung mit dem Kreis Steinfurt ge-
schlossen. Durch die Konzentration der Aufgabenwahrnehmung beim Kreis Stein-

furt sollten Kosten gespart und die Qualität der Sachbearbeitung gesichert wer-
den. 
 

Durch die Neufassung des § 1 des Gesetzes zur Durchführung der Kriegsopfer-
fürsorge und des Schwerbehindertenrechts (DG-KoFSchwbR) mit Wirkung vom 

01.01.2008 wurde bereits die Trägerschaft der Kriegsopferfürsorge vom Kreis 
Steinfurt und von der Stadt Rheine auf den Landschaftsverband Westfalen-Lippe, 
Hauptfürsorgestelle, übertragen. Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung wurde 

jedoch nicht aufgehoben, weil darin ebenfalls die Wahrnehmung der Aufgaben 
nach dem Unterhaltssicherungsgesetz für die Stadt Rheine durch den Kreis ver-

einbart ist.  
 
Diese Aufgaben sind nach § 24 Unterhaltssicherungsgesetz vom 29.06.2015, das 

seit dem 01.11.2015 in Kraft getreten ist, auf das Bundesamt für Personalma-
nagement der Bundeswehr in Düsseldorf übergegangen.  

 
Aufgrund der Gesetzesänderungen ist die bestehende öffentlich-rechtliche Ver-
einbarung hinfällig geworden und muss aufgehoben werden. 

 
 

Finanzielle Auswirkungen: 
 
Die Höhe der Personalkostenerstattung ist aufgrund des verringerten Arbeitsan-

falls (Standortschließungen in Rheine) in den letzten Jahren stetig gesunken. 
Letztmalig wurden im Jahr 2015 3.946,80 Euro erstattet. 

 
 
Anlagen: 

 
Anlage 1: Vereinbarung zur Aufhebung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 

zur Übertragung der Aufgaben in der Kriegsopferfürsorge und in der 
Unterhaltssicherung 

Anlage 2 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung vom 15.04.2005 
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